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Konfliktsituationen wie bei „Stuttgart 21“ stellen zwar eher die Ausnahme 

dar. Um die Akzeptanz von Infrastrukturprojekten und die Entscheidungs-

prozesse für deren Projektzulassung nachhaltig durch eine als transparent 

und fair empfundene Bürgerbeteiligung zu unterstützen, können die  

Potenziale des Planfeststellungsverfahrens jedoch besser genutzt werden. 

Team für gute Bürgerbeteiligung

Transparentes  
Planfeststellungsverfahren

Das Planfeststellungsteam des Verkehrsdezer-
nates der Bezirksregierung Münster arbeitet 
integriert. Es hat mit allen Teammitgliedern für 
alle Verkehrsträger und Projekte ein erfolgrei-
ches Verfahrensmanagement entwickelt, das 
bei den als Anhörungs- und Planfeststellungs-
behörde betreuten Infrastrukturprojekten der 
Energieversorgungsleitungen, des Straßenbaus 
sowie der Eisen- und Straßenbahn eingesetzt 
wird. 

Bekanntlich wendet sich das Planfeststellungs-
verfahren – auch zum Abschluss nach eventuell 
mehreren Planungsstufen – zum ersten Mal 
als behördliches Verfahren an die vom Projekt 
Betroffenen. Es beteiligt sie vor der Zulassungs-
entscheidung und schuldet der interessierten 
Öffentlichkeit auch eine aktualisierte Darstel-
lung und Berücksichtigung der vollständigen 
entscheidungserheblichen Umweltbelange. 

Planunterlagen im Internet
Eine vertrauensbildende Einbeziehung der Be-
troffenen und der Öffentlichkeit wird zunächst 
mit einem erleichterten Zugang zu den maß-
geblichen Planunterlagen im Internet unter-
stützt, die im formellen Anhörungsverfahren 
ortsüblich bekanntgemacht werden und öffent-
lich in den beteiligten Gemeinden ausliegen. Die 
Anhörungsbehörde kontrolliert vor Einleitung 
des Verfahrens nicht nur die Vollständigkeit der 
Planunterlagen, sondern wirkt darüber hinaus 
auch darauf hin, dass sie von vornherein über-
sichtlich und allgemein verständlich vom Pro-
jektträger zur Verfügung gestellt werden und für 
eine gute Bürgerbeteiligung geeignet sind. 

Die im Anhörungsverfahren eingegangenen 
Einwendungen und Stellungnahmen werden im 
Erörterungstermin zum Anlass genommen, bis 
ins Detail und unterstützt durch den Projektträ-
ger aus erster Hand zu informieren. Die Tiefe 
der Information geht einwendungsbezogen 
auch über die Darstellung des Projekts in den 
Planunterlagen hinaus. Bei der Erörterung 
versucht die Anhörungsbehörde, einvernehm-
liche Lösungen zu finden und entscheidungs-
erhebliche ergänzende Abwägungskriterien für 
die anstehende Zulassungsentscheidung zu 
kommunizieren. 

Um das notwendige Vertrauen der Verfahrens-
beteiligten im Erörterungstermin als Kernstück 
des Anhörungsverfahrens zu gewinnen, stellt 
sich die Anhörungsbehörde bei der Einladung 
zum Erörterungstermin ausdrücklich mit ihrer 
Funktion und ihrem Anliegen vor. Sie kündigt 
eine gründliche Auseinandersetzung mit der im 
Anhörungsverfahren aufbereiteten Sach- und 
Interessenlage und eine faire Moderation an. 
Die Verfahrensbeteiligten können die beabsich-
tigte Transparenz des Verfahrens außerdem 
schon vor der Erörterung anhand einer zusätz-
lichen Vorinformation der Anhörungsbehörde 
über die aktualisierten Themen der Erörterung 
und die Gliederung der anstehenden Themen-
schwerpunkte erkennen . 

Frühzeitige Beteiligung
Das eigentliche Planfeststellungsverfahren 
setzt erst relativ spät ein, nämlich erst zu einem 
Zeitpunkt, in dem sich die Infrastrukturprojekte 
beim Vorhabenträger nach einem längeren und 
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aufwendigen Entwicklungsprozess im Kon-
zept bereits weitgehend verfestigt haben. Die 
Planfeststellungsbehörde wirkt jedoch bereits 
im Vorfeld darauf hin, dass der Projektträger 
die Öffentlichkeit in einem von ihm selbst 
initiierten Verfahren so frühzeitig beteiligt, dass 
eine realistische Chance besteht, unter Ein-
beziehung Betroffener zusätzlich in Betracht 
kommende Varianten zu entwickeln. Geschieht 
dies rechtzeitig, kann der Projektträger seine 
Entwicklungsprozesse optimieren, weil er Zeit 
und Aufwand der Planung von vornherein in den 
Dienst von Varianten stellt, die bei Betroffenen 
und in der Öffentlichkeit ein höheres Maß an 
Akzeptanz erlangen können. Seine Autorität als 
Projektträger kann so in von ihm selbst verant-
worteten Planungsprozessen nur gewinnen. 
Dies dürfte erheblich zur Planungsbeschleuni-
gung im öffentlichen Interesse beitragen. 

Die Planfeststellungsbehörde wirkt deshalb 
ihrerseits sorgfältig auf eine entsprechend vor-
gelagerte (formlose) Bürgerbeteiligung bei den 
Entwicklungsprozessen des Projektträgers hin. 
Durch eine frühzeitige Kommunikation kann 
eine Asymmetrie des Wissens bei fachkundi-
gem Projektträger und interessierter Öffentlich-

keit und auch eine Verschärfung durch sachun-
kundig geführte Debatten vermieden werden. 
Dies verringert auch das Konfliktpotenzial in 
den förmlichen Zulassungsverfahren selbst und 
trägt zu ihrer Beschleunigung bei. 

Das Team des Verkehrsdezernates steht den 
Verfahrensbeteiligten bei allen Infrastruk-
turprojekten sachkundig zur Verfügung und 
gewinnt umgekehrt auch Erfahrung in der 
Unterstützung eines transparenten und akzep-
tanzfördernden Verfahrensmanagements für 
unterschiedliche Verkehrsträger. So wurde am 
10. Februar 2014 das Planfeststellungverfahren 
zum ersten Abschnitt einer 380-kV-Höchst-
spannungsleitung mit bundesweit erstmaliger 
Festlegung von Erdkabelabschnitten abge-
schlossen. Gegen den Planfeststellungsbe-
schluss wurden keine Klagen erhoben.
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